
Probleme des neuen Betreuervergütungsrechts 

Von Prof. Dr. WALTER ZIMMERMANN, Vizepräsident des LG Passau 

Durch das Betreuungsrechtsänderungsgesetz v. 25. 6. 1998 (BGBI I 1580) [BtÄndG] ist das 
Vergütungsrecht mit Wirkung ab 1. 1. 1999 grundlegend umgestaltet worden. Das Übergangsrecht 
ist nicht geregelt und daher zweifelhaft; ebenso einige Neuregelungen. Aus der Vielzahl neuer 
Probleme sollen nachfolgend einige zur Diskussion gestellt werden. Die Neuregelungen sprechen 
jeweils von der " Vormundschaft"; sie gelten für die Betreuung gemäß § 1908i I BGB und haben 
dort auch ihren Hauptanwendungsfall. 

1. Aufwendungsersatz, § 1835 BGB 

Die Vorschrift gilt sowohl für Berufsbetreuer wie für ehrenamtliche Betreuer, für mittellose und 
vermögende Betreute. Die Frist für die Geltendmachung beträgt (sowohl gegenüber der Staatskasse 
wie gegenüber dem vermögenden Betreuten) 15 Monate (Beispiel: Fahrtkosten vom 3. 1. 1999 
müssen spätestens am 3. 4. 2000 beim VormG beziffert eingereicht werden). Die Frist ist 
verlängerbar (§ 1835 I S. 4 BGB); ein Anspruch auf Verlängerung besteht nicht. Eine 
Wiedereinsetzung bei Fristversäumung ist nicht vorgesehen, weil auf § 15 III S. 6 ZSEG nicht 
verwiesen wurde. 

Die Frist gilt dem Wortlaut nach auch für Aufwendungen (berufliche Dienste) i. S. von § 1835 III 
BGB (der nach § 1 II S. 2 BRAGO n. F. unberührt bleibt). Das ist aber nicht gerechtfertigt. Führt 
der Anwalt einen Prozeß, verjährt sein Gebührenanspruch nach zwei Jahren (§§ 196 I Nr. 15, 201 
BGB), das Honorar für die Prozeßtätigkeit im Januar 1999 verjährt also mit dem 31. 12. 2001. Ist 
dieser Anwalt aber zugleich der Betreuer des vermögenden Betreuten, würde das nun als 
Aufwendungsersatz zu erstattende Honorar schon im Mal 2000 erloschen sein. Die Fristregelung 
muß daher restriktiv ausgelegt werden. 

2. Aufwandspauschale, § 1835a BGB 

Die Aufwandsentschädigung für ehrenamtliche Betreuer beträgt ab 1. 1. 1999 600 DM1)) (§ 1835a 
BGB n. E); zuvor betrug sie 375 DM (§ 1836a BGB a. E). 

a) Anwendungsbereich 

Die Vorschrift gilt für Betreuer, Vormünder und Nachlaßpfleger für die Fälle, für die ihnen keine 
Vergütung zusteht. Verfahrenspfleger können nicht nach § 1835a BGB abrechnen, weil § 67 III S. 2 
FGG die Anwendung des § 1835a BGB untersagt. Ebenso ist es beim Verfahrenspfleger in 
Unterbringungssachen (§§ 70b I S. 3, 67 III FGG) und beim Verfahrenspfleger des Kindes (§ 50 V 
FGG). 

Für den Berufsbetreuer gilt § 1835a BGB nicht; gilt die Vorschrift auch für den nicht 
berufsmäßigen Betreuer eines vermögenden Betreuten? Zwar steht diesem Betreuer die Vergütung 
nicht zwingend zu, weil § 1836 III BGB nur davon spricht, daß ihm eine Vergütung bewilligt 
werden könne (§ 1836 II dagegen sagt: hat zu bewilligen); faktisch aber besteht ein Anspruch, weil 
Nichtbewilligung in der Regel ein Ermessensfehlgebrauch ist. Würde ihm eine Vergütung von 
wesentlich weniger als 600 DM zustehen, kann er darauf verzichten und statt dessen die (höhere) 
Aufwandspauschale fordern. 

b) Einzelabrechnung oder Pauschale 



Erhält der Betreuer keine Vergütung, hat er die Wahl: Er kann seine Aufwendungen im einzelnen 
aufschreiben, belegen und nach § 1835 BGB abrechnen, oder er fordert gemäß § 1835a BGB die 
Pauschale; dann braucht er keine Belege aufbewahren und keine Kleinstaufwendungen notieren. Da 
der Betreuer am Jahresanfang nicht wissen kann, welche Aufwendungen anfallen werden, wird er 
(entgegen der Vorstellung des Gesetzgebers) vorsorglich doch Belege sammeln und sich Notizen 
machen; denn vielleicht überschreiten seine Auslagen 600 DM. 

c) Höhe und Fälligkeit der Pauschale 

Dauert die Betreuung weniger als ein Jahr, ist die Pauschale zeitanteilig entsprechend zu 
vermindern. Allerdings ist die Pauschale erst ein Jahr nach der Bestellung des Betreuers erstmals 
fällig, also nicht zum Schluß eines Kalenderjahres (31. 12.), sondern irgendwann im Jahresverlauf. 
Stirbt der Betreute, muß entgegen dem Gesetzeswortlaut nicht das laufende Betreuungsjahr 
abgewartet werden, weil Abs. II dem VormG nur eine Arbeitsersparnis bei einer laufenden 
Betreuung verschaffen will; die Pauschale ist dann sofort fällig. 

d) Vorschuß 

Ein Vorschuß auf die Pauschale als solche kann weder von der Staatskasse noch vom Betreuten 
selbst gefordert werden, auch nicht dem Mündelvermögen entnommen werden. Da aber ein 
Vorschuß nach § 1835 I BGB gefordert werden kann und dieser nach § 1835a I S. 2 BGB auf die 
Pauschale anzurechnen ist, ist wirtschaftlich doch ein Vorschuß möglich. 

e) Frist 

Für die ab 1. 1. 1999 entstandenen Ansprüche gilt § 1835a IV Hs. 1 BGB (sowohl für den Anspruch 
gegen den vermögenden Betreuten wie gegen die Staatskasse); für die alten Ansprüche gilt in. E. 
das bisherige Recht. Die Zahlung erfolgt nur auf Antrag (Abs. 1 sagt, daß der Betreuer den Betrag 
verlangen kann); sie wird nicht von Amts wegen bewilligt. Der Anspruch erlischt drei Monate nach 
Ablauf des Jahres, in dem der Anspruch entsteht (Beispiel: Ende des Betreuungsjahres 15. 2. 2000, 
Jahresablauf somit 31. 12. 2000, Fristablauf 31. 3. 2001). 

Eine Fristverlängerung gibt es nicht (vgl. die von § 1835 I S. 4 BGB abweichende Regelung). 
Wiedereinsetzung bei Fristversäumung scheidet aus, weil auf § 15 III S. 6 ZSEG nicht verwiesen 
wurde und § 22 II FGG nur Rechtsmittelfristen betrifft. Dem ehrenamtlichen Betreuer kann dadurch 
geholfen werden, daß er schon bei Annahme des Amts den Antrag, auch für die künftigen Jahre, 
stellt, § 1835a BGB verbietet eine Antragstellung vor Fälligkeit nicht. 

f) Übergangsrecht 

Wie ist 1999 abzurechnen? 

Für die Zeit vom 1. 12. 1997 bis 30. 11. 1998: Rechnet der Betreuer im Dezember 1998 ab, erhält er 
nur 375 DM. Kann er sich durch Abrechnung erst im Januar 1999 den höheren Betrag sichern? Das 
ist zu verneinen. Denn § 1835a BGB gilt nur hinsichtlich solcher Tätigkeiten oder Aufwendungen, 
die ab 1. 1. 1999 erbracht oder gemacht worden sind. 

Für die Zeit vom 1. 7. 1998 bis 30. 6. 1999: Hier könnte man auf die Idee kommen, der Betreuer 
könne, da ein Teil der Zeit unter das neue Recht fällt, 600 DM fordern. Dafür könnte das Wesen 
einer Pauschale sprechen. Das ist in. E. nicht zutreffend; vielmehr kann der Betreuer für 1998 6/12 
von 375 DM, für 1999 6/12 von 600 DM, zusammen also 487,50 DM fordern. Dies ergibt sich 
schon daraus, daß die frühere Pauschale nur geringfügige Beträge (bis ca. 5 DM im Einzelfall) 



erfaßte, die neue Pauschale dagegen alle Aufwendungen, die Struktur der Vorschrift also geändert 
wurde. Als zum 1. 7. 1994 durch das Kostenänderungsgesetz der Betrag von 300 DM auf 375 DM 
erhöht wurde, wurden in der Praxis beide Meinungen vertreten; doch ist die Problematik nicht 
vergleichbar, weil damals nur der Stundensatz erhöht wurde, die Struktur der Vorschrift aber 
unverändert blieb. 

3. Vergütung nach § 1836 BGB 

a) Zuständigkeit 

Zuständig für die Betreuerbestellung ist in der Regel der Richter (§§ 3, 14 Nr. 4 RPflG). Für die 
Feststellung der Berufsmäßigkeit ist dagegen der Rechtspfleger zuständig; ein Richterbeschluß wäre 
wegen § 8 I RPflG gleichwohl wirksam. Da die Feststellung der Berufsmäßigkeit bei der Bestellung 
erfolgen muß, liegt ein enger Zusammenhang i. S. von § 6 RPflG vor, so daß grundsätzlich der 
Richter die Feststellung treffen soll. 

Würde der Richter den Betreuer bestellen und dann die Akte an den Rechtspfleger zur Feststellung 
der Berufsmäßigkeit weiterreichen, würde die Betreuerbestellung im Regelfall früher als die 
Feststellung der Berufsmäßigkeit wirksam (§§ 16, 69a III FGG). Folge wäre, daß der Betreuer für 
eine kurze Zeit keine Vergütung erhielte, es sei denn, die Feststellung der Berufsmäßigkeit wird 
rückwirkend ausgesprochen. 

b) Abrechnung 

Die Neuregelung läßt den Streit, ob das VormG vom Betreuer eine genaue Stundenliste verlangen 
kann oder ob eine pauschale Darstellung der Tätigkeit genügt 2), unentschieden; es ist nur die Rede 
davon, daß der Vergütungsanspruch geltend zu machen ist. Eine Aufrundung der letzten Stunde, 
wie sie früher wegen der Verweisung auf das ZSEG vertreten wurde, ist nicht mehr zulässig. 

Da die neuen Gebührensätze nur für Tätigkeiten ab dem 1. 1. 1999 gelten 3), muß für eine 
Übergangszeit die frühere Tätigkeit nach den alten Sätzen abgerechnet werden (gespaltene 
Abrechnung), die neue Tätigkeit nach der Neuregelung. 

Nach § 1836 II S. 4 BGB erlischt der Vergütungsanspruch 15 Monate nach seiner Entstehung; der 
Anspruch entsteht mit der jeweiligen Tätigkeit 4) , nicht erst mit der Festsetzung. Wer am 3. 1. 
1999 zwei Stunden für den Betreuten tätig war, muß also spätestens am 3. 4. 2000 den Anspruch 
beim VormG beziffert geltend machen. Diese Regelung gilt für alle Berufsbetreuer, gleichgültig, ob 
ihre Betreuten mittellos oder vermögend sind, weil § 1836 II an Abs. 1 S. 2 BGB anschließt. Sie gilt 
aber nicht für die ehrenamtlichen Betreuer vermögender Personen, weil deren Vergütungsanspruch 
in § 1836 III BGB geregelt ist. Diese Ansprüche erlöschen also nicht binnen 15 Monaten; sie 
verjähren, wobei unklar ist, welche Norm einschlägig ist; am ehesten paßt § 196 Nr. 15 BGB 5), 
wobei die Verjährung nach § 204 BGB gehemmt ist. 

c) Berufsmäßigkeit 

Berufsmäßigkeit der Betreuung kann aufgrund dreier verschiedener Umstände vorliegen: 

(1) Regelfälle: Erfüllung der zahlenmäßigen Kriterien: 11 Betreuungen (Vormundschaften, 
Pflegschaften) oder 20 Stunden zu je 60 Minuten wöchentlicher Zeitaufwand. 

(2) Berufsanfänger oder vorübergehender Rückgang der Betreuertätigkeit, z. B. wegen 
Mutterschaft. 



(3) Ausnahmefälle: Sie liegen m. E. immer dann vor, wenn die Gesamtbetrachtung der vom 
Betreuer auszuführenden Tätigkeiten zu dem Ergebnis führt, daß es sich nicht mehr um Erfüllung 
allgemeiner staatsbürgerlicher Pflichten handelt 6). Wenn ein Rechtsanwalt zwar fortlaufend 
Betreuungen fährt, aber wegen anderweitiger Auslastung z. B. nur drei bis vier Fälle mit 
wöchentlich drei Stunden, dann ist es selbstverständlich, daß er dafür vergütet werden muß, weil er 
dies macht, um bezahlt zu werden. Bei Vereinsbetreuern erübrigt sich eine Feststellung der 
Berufsmäßigkeit (§ 1908e I S. 1 BGB). 

Auch Betreuer, die dies nebenberuflich machen, z. B. Beamte mit Nebentätigkeitsgenehmigung, 
sind unter die Ausnahmefälle einzuordnen 7) denn auch sie werden offensichtlich tätig, um Geld zu 
verdienen. Andernfalls ergäbe sich die Merkwürdigkeit, daß Vereinsangestellte, die nur eine halbe 
Stelle und weniger als 11 Betreuungen haben, über den Verein als Regelfälle zu vergüten wären, 
Personen, die sich nicht vereinsmäßig organisiert haben, bei gleichem Aufwand dagegen als 
ehrenamtlich einzustufen wären. 

Kann ein Berufsbetreuer für bestimmte Fälle auf die Feststellung der Berufsmäßigkeit 
verzichten und diese ehrenamtlich führen; Beispiel: Ein Berufsbetreuer erhält nur 35 DM je Stunde 
und fährt 40 Betreuungen. Kann er diejenigen Fälle, die nur einige Stunden im Jahr erfordern, 
gemäß § 1835a BGB abrechnen, d. h. für 600 DM pro Jahr? Das ist sicher nicht möglich; wer 
berufsmäßig Betreuungen fährt, fährt alle Betreuungen so. 

Anders wäre es bei einem Vereinsbetreuer, der bei einem Verein angestellt ist. Er könnte in seiner 
Freizeit die weniger zeitaufwendigen Betreuungen ehrenamtlich führen, weil er selbst für die 
Betreuungen des Vereins keine Vergütung erhält (§ 1908e II BGB). 

d) Abänderung, Anfechtung 

Die Feststellung der Berufsmäßigkeit ist nach § 1836 I S. 2 BGB bei der Bestellung des Betreuers 
zu treffen - das heißt wohl: gleichzeitig. Der Vergleich mit dem Wortlaut des § 1836b S. 2 BGB 
könnte zu dem Umkehrschluß verleiten, eine spätere Feststellung oder eine Änderung sei 
unzulässig. Das ist aber unzutreffend. Wird die Feststellung übersehen, ist der Beschluß 
ergänzungsfähig (§§ 319 ff. ZPO analog). 

Wird Berufsmäßigkeit festgestellt oder abgelehnt oder unterbleibt ein Ausspruch darüber, ist der 
jeweils Beschwerte (§ 20 FGG) beschwerdeberechtigt, statthaft ist die einfache Beschwerde (ohne 
Einschränkung durch Zulassung), denn der Fall ist in § 56g V FGG, wo die der sofortigen 
Beschwerde unterliegenden Fälle aufgeführt sind, nicht genannt. 

Demgemäß kann der Beschluß auch jederzeit abgeändert werden (§ 18 I FGG), z. B. wenn ein 
zunächst nur geringfügig tätiger (ehrenamtlicher) Betreuer sich entschließt, einen Beruf aus der 
Betreuertätigkeit zu machen: Dann können auch seine schon bestehenden ehrenamtlichen 
Betreuungen (ex nunc) in berufsmäßige umgewandelt werden. 

e) Übergangsrecht 

Für Altverfahren, d. h. solche, in denen die Bestellung vor dem 1. 1. 1999 wirksam wurde (§ 69a III 
FGG), gilt die Regelung des § 1836 I S. 2 BGB sinngemäß nicht, weil damals eine solche 
Feststellung noch nicht möglich war. Wer nach altem Recht zu vergüten war, wird auch für 
Tätigkeiten ab 1. 1. 1999 als berufsmäßiger Betreuer vergütet. 

4. Vergütungspauschale nach § 1836b Nr. 1 BGB 



Die Pauschale ergibt sich, indem der vermutlich künftige Stundenaufwand mit dem Stundensatz (35 
DM/45 DM/60 DM) multipliziert wird. Hinzu kommen die Mehrwertsteuer (§ 1 I S. 3 BVormVG) 
und die Aufwendungen nach konkreter Abrechnung (§ 1835 BGB). Für den Aufwendungsersatz 
sieht das Gesetz keine Pauschale vor, obwohl derartiges jedenfalls für Porto, Kopien und Telefon 
zweckmäßig wäre. Einen bestimmten Zeitraum schreibt § 1836b BGB nicht vor; deshalb sind 
Jahrespauschalen, Monatspauschalen und auch sonstige Zeiträume zulässig. Der Pauschalbeschluß 
kann auch gegen den Willen des Betreuers/Betreuten ergehen. 

a) Anwendungsfälle 

Das VormG kann bei berufsmäßiger Betreuung mittelloser Personen die Vergütung als Pauschale 
für künftige Zeiträume festsetzen; dies ergibt sich aus der Verweisung auf § 1836 I S. 2 BGB. 

aa) Bei berufsmäßiger Betreuung vermögender Personen ist die Rechtslage unklar: Der 
Eingangssatz spricht ohne Einschränkung von den Berufsbetreuern. Die Motive 7) behaupten, die 
Regelung gelte auch für vermögende Betreute, denn , diese Erleichterung" (weniger zu verdienen!) 
solle allen Berufsvormündern zugute kommen, dies gelte im Interesse einer sicheren Nachprüfung 
des Pauschalbetrages auch, wenn sich der Anspruch gegen den Betreuten selbst richte 9). Dagegen 
spricht: § 1836b Nr. 1 BGB verweist hinsichtlich der Berechnung der Pauschale auf die 
Stundensätze des § 1 BVormG, welche aber nach § 1836a BGB nur für mittellose Betreute gelten; 
bei vermögenden Betreuten handelt es sich lediglich um Mindestsätze. Eine Anwendung auf 
Vermögende wäre auch nicht sinnvoll: Weshalb sollte beispielsweise ein Anwalt und berufsmäßiger 
Vermögensverwalter, der seinem Mandanten bisher 170 DM je Stunde in Rechnung stellte, sein 
Fachwissen plötzlich nur deshalb billiger zur Verfügung stellen müssen, weil sein Mandant 
plötzlich ein Betreuungsfall wird? Weshalb soll der berufsmäßige Betreuer eines Vermögenden 
schlechter gestellt werden als der ehrenamtliche Betreuer eines Vermögenden? Wieso sollte der 
Rechtspfleger auf dem Umweg über einen Pauschalbeschluß das tun können, was sonst nicht ohne 
weiteres geht, nämlich den Stundensatz für vermögende Betreute drücken? Daraus folgt, daß bei 
vermögenden Betreuten die im voraus beschlossene Pauschalvergütung nicht zulässig ist. 

bb) Bei Betreuung mittelloser Personen zu ermäßigten Stundenlöhnen (z. B. bei einem Anwalt 
zu 45 DM statt 60 DM) ist die Rechtslage ebenfalls unklar. Meines Erachtens sind 
Pauschalbeschlüsse unzulässig, weil diese Vergütungsmodalität in § 1 II S. 2 BVormVG (und nicht 
in Abs. 1) geregelt ist, § 1836b Nr. 1 BGB aber nur auf § 1 I BVormVG Bezug nimmt. Sie hätte 
hier auch keinen Sinn, da der Anwalt bei der ersten Abrechnung darlegen darf, daß wegen der 
schwierigen Betreuungsgeschäfte doch seine besonderen Fachkenntnisse erforderlich waren, also 60 
DM je Stunde zu zahlen sind. Es zeigt sich also erst dann, welcher Stundensatz zuzubilligen ist; 
eine Pauschale aber soll jeglichen Gebührenstreit umgehen. 

cc) Bei Berufsbetreuung mit einem Überbrückungsstundensatz (§ 1 III BVormVG) dürfte ein 
Pauschalbeschluß nach dem Sinn der Regelung zulässig sein, obwohl § 1836b Nr. 1 BGB nicht 
darauf verweist. 

dd) Bei nichtberufsmäßiger Betreuung vermögenden Personen (§ 1836 III BGB) ist ein 
Pauschalbeschluß für die Zukunft unzulässig, weil § 1836b Nr. 1 BGB sich nur auf § 1836 1 S. 2 
BGB (d. h. auf Berufsbetreuer) bezieht. 

b) Zuständigkeit 

Zuständig für einen (nachträglichen) Pauschalbeschluß ist der Rechtspfleger, weil kein 
entsprechender Richtervorbehalt vorhanden ist (§ 14 I Nr. 4 RPflG). Ergeht der Pauschalbeschluß 



gleichzeitig mit der Bestellung, ist der Richter zuständig, weil eine getrennte Bearbeitung nicht 
sachdienlich wäre (§ 6 RPflG). 

c) Altfälle 

Aus § 1836b S. 2 BGB folgt, daß die Pauschale auch bei Betreuungen zulässig ist, die vor dem 1. 1. 
1999 angeordnet wurden, natürlich nur für die Zukunft. Für die Vergangenheit sind keine 
Pauschalbeschlüsse zulässig; da aber andererseits nirgends vorgeschrieben ist, daß ein Betreuer bei 
der Abrechnung eine Stundenliste vorlegen muß (dies wird lediglich von einem Teil der Praxis so 
gehandhabt), ist faktisch eine nachträgliche pauschale Vergütungsfestsetzung möglich. 

Bei Altfällen dürfte eine (künftige) Pauschalierung nur zulässig sein, wenn dem Betreuer und dem 
Betreuten (bzw. dessen Verfahrenspfleger) vorher rechtliches Gehör gewährt wird, falls sich der 
gewährte Stundenaufwand wesentlich vom bisherigen Aufwand zu Lasten des Betreuten verschiebt; 
denn ob dem Betreuten künftig jährlich 40 oder nur noch 10 Stunden zugewandt werden können, 
greift wesentlich in die Qualität der Betreuung ein. 

d) Zahlung im voraus? 

Wird eine Jahrespauschale bewilligt, ist zweifelhaft, ob dies zur Folge hat, daß die 
Staatskasse im voraus zahlt. Dies wird zum Teil bejaht 10). Dagegen spricht, daß die 
Pauschalzahlung nur eine Sonderform der Vergütung ist, wo es keine Vorauszahlung 
(Vorschuß) gibt. Eine Vorauszahlung wäre auch wenig sinnvoll, weil es zu häufigen 
Rückforderungen von Teilbeträgen führen würde, wenn z. B. der Betreute oder Betreuer 
stirbt oder der Betreuer entlassen wird. 

Ist eine Abschlagszahlung möglich? § 56g I Nr. 2 FGG bezeichnet die Abschlagszahlung als 
bewilligungsfähig nur bei §§ 1836, 1836a BGB, nicht aber bei § 1836b Nr. 1 BGB. Faßt 
man die Pauschale als vereinfachte Form der Abrechnung auf, kann der Betreuer 
(zeitanteilige) Abschlagszahlungen für die jeweils geleistete Arbeit beantragen (§ 1836 II S. 
3 BGB), die dann vom VormG nach § 56g I FGG festzusetzen oder anzuweisen sind. 

e) Anteilige Zeit 

Wurde vom VormG eine Pauschale für ein Jahr bewilligt und endet die Betreuung (etwa durch Tod 
des Betreuten) schon nach drei Monaten, ist unklar, wie abzurechnen ist. Man könnte der Meinung 
sein, daß (1) trotzdem die ganze Jahrespauschale zu zahlen ist oder (2) daß nach Stunden 
abzurechnen ist oder (3) daß die zeitanteilige Pauschale (im Beispiel: 3/12 zu zahlen ist. Für die 
erste Meinung spricht, daß eine Pauschale Abrechnungsprobleme beseitigen soll, daß bei mehreren 
Pauschalen sich günstige und ungünstige Einzelfälle gegenseitig ausgleichen sollen und der 
vorzeitige Tod des Betreuten so gesehen einkalkuliert sei. Die zweite Meinung kann für sich in 
Anspruch nehmen, daß § 1836b Nr. 1 BGB ausdrücklich fordert, daß die Ausschöpfung der 
prognostizierten Zeit durch den Betreuer gewährleistet sein muß, Beschlüsse somit unter dieser 
selbstverständlichen Bedingung stehen und andernfalls ohne Aufhebung gegenstandslos werden. 
Doch könnte der Betreuer nicht nach Stunden abrechnen, weil er im Vertrauen auf den 
Pauschalbeschluß keine Stunden aufschreiben muß. Deshalb bleibt nur, die Pauschale zeitanteilig 
zu kürzen, wenn die Betreuung vorzeitig durch Tod des Betreuten, des Betreuers oder dessen 
Entlassung endet. Das Problem kann entschärft werden, wenn anstelle einer Jahres-Pauschale eine 
Monats-Pauschale festgesetzt wird. 

f) Abänderung 



Der Pauschalbeschluß ist in. E. für das VormG nicht abänderbar (§ 18 II FGG), weil er der 
sofortigen Beschwerde unterliegt (§ 56g V FGG); § 56g II S. 2 FGG i. V. mit § 120 IV ZPO ist 
nicht einschlägig. Im FGG-Verfahren ist allerdings anerkannt, daß bei Verfügungen mit 
Dauerwirkung § 18 II FGG nicht gilt; eine Abänderung wegen veränderter Verhältnisse auch ohne 
gesetzliche Regelung ist zulässig 11). Das wird man aber für das neue Betreuervergütungsrecht 
nicht anwenden können, weil dort die bisher unbefristete Beschwerde gerade deshalb befristet 
wurde, um schnell Klarheit und Rechtssicherheit zu schaffen; der Betreuer soll sich auf den 
zugebilligten Geldbetrag einrichten können, nicht mit späten Rückforderungen durch die 
Staatskasse rechnen müssen. 

Folge der Unabänderbarkeit ist, daß künftigen Entwicklungen nicht ohne weiteres Rechnung 
getragen werden kann. Wer beispielsweise 1999 mit einem Pauschalbeschluß zum Betreuer bestellt 
wurde (z. B. 3.000 DM jährlich), erhält mehrere Jahre bis zur Beendigung der Betreuung jährlich 
3.000 DM, selbst wenn sich der Zeitaufwand wegen fortgeschrittenen Alters des Betreuten 
wesentlich erhöht (oder verringert). Es ist deshalb ratsam, den Pauschal-Beschluß mit einer 
Befristung zu versehen (z. B. "3.000 DM jährlich für die Zeit bis 31. 12. 2000" oder: "für die 
nächsten zwei Jahre"). Nach Ablauf kann eine neue Prognose getroffen werden, ein neuer 
Pauschalbeschluß ist zulässig. 

Der Pauschalbeschluß bezieht sich im übrigen nur auf den Aufgabenkreis, der zur Zeit seines 
Erlasses angeordnet ist. Wird ein Betreuer mit dem Aufgabenkreis "Vermögenssorge" bestellt und 
wird später der Aufgabenkreis um die Gesundheitssorge erweitert, muß der alte Pauschalbeschluß 
abgeändert werden. Zweifelhaft ist die Frage der Teilrechtskraft (Beispiel: Pauschale bei 
Vermögenssorge 30 Stunden; kann bei Erweiterung nur aufgestockt werden oder ist auch eine 
Herabsetzung der neuen Gesamtzeit, z. B. auf 25 Stunden, möglich,). Sinnvoll ist nur, in solchen 
Fällen (weil eine eindeutige Teilbarkeit fehlt) keine Teilrechtskraft anzunehmen und die 
Abänderung uneingeschränkt zuzulassen. 

Eine Verlängerung der Betreuung dürfte den Pauschalbeschluß gegenstandslos machen, da sie 
einer Erstbestellung gleichsteht (§ 69i VI FGG); hier wird erneut geprüft, ob die Betreuung und ihr 
konkreter Aufgabenkreis noch erforderlich sind, also auch, welcher Zeitaufwand angebracht ist. Bei 
einem Betreuerwechsel (§ 1908c BGB) dagegen wird ein neuer Betreuer (evtl. mit anderer 
Berufsausbildung) bestellt; der alte Pauschalbeschluß ist damit eindeutig hinfällig. 

g) Anfechtung 

Der Pauschalbeschluß ist mit sofortiger Beschwerde anfechtbar, wenn der Beschwerdewert von 300 
DM überschritten wird (§ 56g V FGG); zweifelhaft ist, von welcher Laufzeit hier für die 
Wertberechnung auszugehen ist. Hält das VormG eine bestimmte Stundenzahl für ausreichend, der 
Betreuer als Beschwerdeführer dagegen nicht, kommt es darauf an, ob die erforderliche Zeit 
voraussehbar ist. Bei einer schon längere Zeit bestehenden Betreuung mag dies (je nach 
Aufgabenkreis) in beschränktem Umfang möglich sein, bei einer neuen Betreuung kaum. Bei einer 
Vielzahl von Betreuungen ist die Durchschnittszeit ohne weiteres prognostizierbar, wenngleich es 
dazu bisher keine brauchbare Rechtstatsachenforschung gibt. Da aber § 1836b Nr. 1 BGB auf den 
konkreten Betreuungsfall abstellt, in dem die Zukunft offen ist, wird eine Beschwerde im Regelfall 
dazu führen, daß der Erlaß eines Pauschalbeschlusses ermessensfehlerhaft war, aufzuheben und 
konkret nach Stunden abzurechnen ist. 

5. Zeitlimit nach § 1836b Nr. 2 BGB 

a. Anwendungsbereich 



Nach dem Eingangssatz gilt Nr. 2 für die Betreuung (mittelloser oder vermögender 
Personen) durch Berufsbetreuer. Auf welchen Zeitraum sich der Zeitlimit-Beschluß 
beziehen muß, läßt das Gesetz offen; in Frage kommen Monate oder Jahre. 

b. Abänderung, Anfechtung 

Ist der Beschluß ergangen (zulässig in Alt- wie Neufällen), kann (u. a.) der damit nicht 
einverstandene Betreuer die Abänderung beantragen (§ 18 I FGG); er kann auch unbefristet 
Beschwerde einlegen, der das VormG abhelfen kann (§§ 18 I, 56g V FGG). Aus dem 
Umstand, daß § 56g V FGG ausdrücklich § 1836b Nr. 1 BGB nennt, nicht aber Nr. 2, kann 
m. E. nicht der Schluß gezogen werden, daß die Entscheidung unanfechtbar ist (Folge: nur 
befristete Erinnerung nach § 11 II RPflG n. F. wäre statthaft); hier wird nur hervorgehoben, 
welche Entscheidungen der befristeten (und nicht der einfachen) Beschwerde unterliegen. 

c. Genehmigung 

Zu einem beliebigen Zeitpunkt kann der Betreuer ferner beantragen, daß eine Überschreitung 
genehmigt wird (§ 1836b Nr. 2 Schlußsatz BGB). Nur im voraus oder auch nachträglich? Es ist 
anzunehmen, daß die Verfasser des Gesetzestextes die Genehmigung als Oberbegriff für vorherige 
und nachträgliche Zustimmung verstanden 12) (wie auch in §§ 1643, 1819 ff. BGB) und nicht, wie 
bei § 184 I BGB, nur als nachträgliche Zustimmung. Eine Auslegung, welche nur die nachträgliche 
Genehmigung für möglich hält, wäre nicht vertretbar: Wurden dem Betreuer z. B. für ein Jahr 36 
Stunden bewilligt und hat er diese Zeit schon nach einem halben Jahr verbraucht, dann müßte er 
weiterarbeiten ohne mögliche Vorabklärung, ob er vergütet wird. Der Betreuer kann deshalb 
nachträgliche Genehmigung bereits verbrauchter Zeit oder/und vorherige Bewilligung weiterer Zeit 
beantragen. Im Vergütungsantrag liegt die Anregung, die weitere Zeit zu genehmigen; ein 
ausdrücklicher Antrag ist nicht vorgeschrieben. Daß die nachträgliche Genehmigung zusätzlich die 
Unzumutbarkeit einer "rechtzeitigen gerichtlichen Gestattung" voraussetzt 13), kann dem Gesetz 
nicht entnommen werden; das würde nur dazu führen, dem Betreuer tatsächlich geleistete Arbeit 
aus formalen Gründen nicht bezahlen zu müssen. 

Was sind die Folgen, wenn die Genehmigung abgelehnt wird? Wird die nachträgliche 
Genehmigung versagt, hat der Betreuer umsonst gearbeitet. Wird die vorherige Genehmigung 
abgelehnt, ist die Auswirkung merkwürdig: Der Betreuer hat noch seines Amtes zu walten, darf die 
weitere Tätigkeit nicht einfach einstellen, haftet, wird aber nicht mehr bezahlt. Er kann Entlassung 
beantragen; ob ungenügende Bezahlung ein wichtiger Grund i. S. des § 1908b BGB ist, ist 
allerdings streitig 14), bei vernünftiger Betrachtung aber selbstverständlich. 

6. Stundensatz nach dem BVormVG 

a) Ausbildung des Betreuers 

Nach § 1 I BVormVG richtet sich der Stundensatz des Berufsbetreuers (35 DM, 45 DM oder 60 
DM + MWSt) 15) mittelloser Personen nach der Ausbildung des Betreuers und der damit 
unterstellten Wissensvorhaltung. Für die Betreuung Vermögender gelten diese Sätze nicht. Das 
VormG ermittelt den zutreffenden Stundensatz von Amts wegen (§ 12 FGG), doch hat der Betreuer 
insoweit eine Darlegungslast. Bei Anwälten ist die Einordnung (60 DM) unproblematisch, bei 
zahlreichen anderen Berufen dagegen nicht. Die Probleme der nächsten Jahre werden sein, 

- ob beispielsweise ein Diplomtheologe, Literaturwissenschaftler, Journalist, Psychologe, 
Vermessungsingenieur oder Sozialpädagoge besondere Kenntnisse hat, die für die Führung 
von Betreuungen allgemein nutzbar sind (mit der Folge, daß die Nutzbarkeit für die konkrete 



Betreuung vermutet wird). Die Meinung, daß auf zwischenmenschliche 
Kommunikationsfähigkeit orientierte Berufe diese Fähigkeit generell hätten 16), muß 
relativiert werden, weil die Betreuung eine rechtliche Vertretung ist, Rechtskenntnisse somit 
das Wesentliche sind (Was nützt Kommunikation, wenn der Betreuer die Rechtsprobleme 
der Wohnungsrenovierung falsch löst?). 

• ob irgendein Abschluß (z. B. innerbetriebliche Prüfungen, Gestattung des Aufstiegs in den 
höheren Beamtendienst, ausländische Abschlüsse usw.) einem Hochschulabschluß oder 
einer Gesellenprüfung vergleichbar ist. 

b) Einordnung des Betreuers 

Die Entscheidung, in welche Vergütungsgruppe ein Betreuer einzuordnen ist, wird erst bei der 
Abrechnung getroffen, fällt erst dann und nicht schon bei der Bestellung zum Betreuer 17). Sie 
kann teilweise erst erfolgen, wenn vom Betreuer Studienpläne und Zeugnisse vorgelegt werden. 
Dies kann auch nicht vorweg durch ein Gericht oder eine Behörde allgemein entschieden werden; 
es wird bei der konkreten Betreuung geprüft; Bindungswirkung besteht nicht, so daß derselbe 
Betreuer bei einem VormG 60 DM je Stunde zugebilligt erhalten kann, bei einem anderen nur 35 
DM. Eine formelle Vorabentscheidung über den (künftigen) Stundensatz ist bei konkreter 
Stundenabrechnung nur ausnahmsweise in analoger Anwendung von §§ 303, 304 ZPO möglich 18). 

Anders ist es bei der Pauschale (§ 1836b Nr. 1 BGB); hier ist der künftige Stundensatz bereits im 
voraus festzulegen. 

c) Bedingte Zustimmung 

Kann ein Betreuer seine Erklärung, mit der Bestellung einverstanden zu sein (§ 1898 II BGB), 
davon abhängig machen, daß ihm in dieser Sache (künftig) ein bestimmter Stundensatz zugebilligt 
wird? Kann ein Verein die Einwilligung (§ 1900 I S. 2 BGB) davon abhängig machen? Das Gesetz 
sieht (anders als z. B. § 7 ZSEG) derartiges nicht vor. Es würde sich um eine bedingte Zustimmung 
handeln. Da das gänzliche Fehlen der Zustimmung einer Bestellung zum Betreuer nicht 
entgegensieht, kann es bei der bedingten Zustimmung nicht anders sein. Die Bestellung ist somit 
wirksam; sie beinhaltet keine Zusage eines bestimmten Stundensatzes. Der Betreuer kann allerdings 
Entlassung begehren (§ 1908b I BGB) oder gegen die Bestellung Beschwerde (befristet nach § 69g 
IV Nr. 2 FGG) einlegen. 

7. Ermäßigter Stundensatz 

a) Voraussetzungen 

Wird z. B. ein Anwalt zum Betreuer bestellt (Stundenvergütung: 60 DM), kann ihm später bei der 
Abrechnung nicht entgegengehalten werden, die Betreuung sei einfach gelagert gewesen, er erhalte 
deshalb nur 35 DM oder 45 DM je Stunde (§ 1 II S. 1 BVormVG). Anders ist es im Falle des § 1 II 
S. 2 BVormVG: Dort ist geregelt, daß das VormG (Rechtspfleger, Richter) bei der Bestellung des 
Betreuers die Vermutung, die besonderen Fachkenntnisse des Betreuers seien für die konkrete 
Betreuung nutzbar, widerrufen kann. Konkret heißt das: Das VormG kann einem Rechtsanwalt 
(oder sonstigen qualifizierten Betreuer) eine Betreuung, für die er an sich 60 DM je Stunde 
liquidieren könnte, für 45 DM (oder 35 DM) je Stunde übertragen; es kann einen entsprechenden 
Beschluß gleichzeitig mit der Bestellung erlassen. Die Zustimmung des Betreuers ist nicht 
erforderlich; doch kann er dagegen unbefristet Beschwerde einlegen. Die Anordnung ist nur 
zulässig, wenn besondere Gründe vorliegen; was damit gemeint ist, ist unklar (Überangebot an 
Anwälten? Einfachheit der konkreten Betreuung?). Über § 1 II S. 2 BVormVG ist es hingegen nicht 



möglich, einem Betreuer, dem nur 35 DM zustanden, im vorhinein einen höheren Stundensatz 
zuzubilligen, weil die Regelung eine Verbilligung bezweckt. Auch Zwischenwerte (z. B. 40 DM) 
sind nicht zulässig. 

b) Widerlegung 

Der Betreuer kann gleichwohl später bei der Abrechnung darlegen, daß seine Fachkenntnisse 
(entgegen der ursprünglichen Vermutung) für die konkrete Betreuung (für alle Stunden!) 
erforderlich waren 19) und ihm somit doch ein höherer als der angebotene Stundensatz zustehe. 

c) Beschluß 

Fraglich ist, wie ein entsprechender Beschluß zu formulieren ist. Da er verständlich sein sollte, 
schlage ich vor: "X wird ... zum Betreuer bestellt. Er führt die Betreuung berufsmäßig. Der 
Stundensatz beträgt 45 DM + MWST. Der spätere Nachweis, daß die besonderen Kenntnisse des 
Betreuers für die Betreuung nutzbar waren, ist zulässig." Der Beschluß unterliegt der einfachen 
Beschwerde (er ist in § 56g V FGG nicht genannt). 

d) Zeitpunkt der Entscheidung 

Die Entscheidung ist nur bei der Bestellung des Betreuers möglich, also nicht mehr nachträglich. 
Auch Altfälle aus der Zeit vor dem 1. 1. 1999 sind nicht davon betroffen. Bei der Verlängerung 
einer vor dem 1. 1. 1999 wirksam gewordenen Betreuung ist ein solcher Beschluß ebenfalls nicht 
mehr zulässig, trotz § 69i VI S. 1 FGG, der auf die Erstbestellung verweist. Denn bei der 
Verlängerung soll nur geprüft werden, ob die Voraussetzungen des § 1896 BGB noch vorliegen, 
nicht aber, wie der Betreuer zu bezahlen ist. Anders ist es bei einem Betreuerwechsel (§ 1908c 
BGB). 

8. Stundensatz für eine Überbrückungszeit 

a) Voraussetzungen 

Wenn ein Betreuer bisher z. B. 75 DM + MWSt je Stunde zugebilligt erhielt und für seine 
Tätigkeiten ab 1. 1. 1999 unter die Vergütungsgruppe 35 DM + MWSt fallen würde, dann kann er 
zur Überbrückung bis 60 DM + M\VST aus der Staatskasse vergütet erhalten. Denn das VormG 
(Rechtspfleger) kann Berufsbetreuern von mittellosen Personen, die schon vor dem 1. 1. 1997 
Berufsbetreuer waren und bis 31. 12. 1998 mehr Stundensatz bekamen, als sie nach dem BVormVG 
ab 1. 1. 1999 erhalten würden, für Tätigkeiten vom 1. 1. 1999 bis 30. 6. 2000 maximal 60 DM + 
MWSt bewilligen (§ 1 III S. 1 BVormVG). 

Die Entscheidung erfolgt nachträglich bei der Festsetzung (Ausnahme: Pauschalbeschluß). Sie wird 
von Amts wegen getroffen, ein Antrag ist nicht erforderlich, aber zweckmäßig; jeder Betreuungsfall 
desselben Betreuers kann anders entschieden werden. Aus dem Wort kann wird zu folgern sein, daß 
die Regelung dem VormG ein Ermessen einräumt. Vom Ermessen muß das Gericht einen 
fehlerfreien, Sinn und Zweck des Gesetzes entsprechenden Gebrauch gemacht haben. Das Gesetz 
gibt aber keine Anhaltspunkte für die Ausübung des Ermessens (Wohl des Betreuten? Fiskalische 
Erwägungen? Individuelle finanzielle Gesichtspunkte des einzelnen Betreuers?). Statthaft ist die 
sofortige Beschwerde nach Maßgabe von § 56g V FGG. 

b) Höhe 



Zur Höhe sagt § 1 III S. 2 BVormG, die Übergangsvergütung solle sich an der bisherigen 
Vergütung orientieren, nach oben begrenzt auf 60 DM. Eine Abschmelzung ist also zulässig (z. B. 
statt 52 DM nur 44 DM); ebenso Zwischenwerte innerhalb des Rahmens 35 DM bis 60 DM; auch 
eine kürzere Anpassungsfrist als eineinhalb Jahre ist möglich. Die Bedeutung von Soll-Vorschriften 
ist unklar 20); gemeint ist wohl, daß im Regelfall der bisherige Betrag zu bezahlen ist. 
Anhaltspunkte dafür, wann davon abgewichen werden soll, sind nicht vorhanden. 

9. Regreß gegen Betreute und Unterhaltspflichtige 

a) Altfälle 

Die Regreßbestimmungen finden nur auf Sachverhalte Anwendung, die nach Inkrafttreten liegen 
21) , also nur auf Vergütungen und Aufwendungen für Tätigkeiten ab dem 1. 1. 1999. 

a. Abänderung 

Hat das VormG durch Beschluß beispielsweise angeordnet, daß der Betreute monatlich 200 
DM Betreuungskosten an die Landeskasse zurückzuerstatten hat (§§ 1836c, 1836e BGB; § 
56g FGG), dann erlangt dieser Beschluß mit Ablauf der Frist für die sofortige Beschwerde 
Rechtskraft (§ 56g I S. 2, V FGG). Verschlechtern sich anschließend die finanziellen 
Verhältnisse des Betreuten, so daß er geringere Monatsraten zurückzahlen müßte, hilft ihm § 
56g II FGG i. V. mit § 120 IV ZPO: Der Betreute kann (gegebenenfalls über seinen 
Betreuer) eine Herabsetzung begehren, das VormG kann dem entsprechen, was allerdings 
als muß aufzufassen ist, wenn die Voraussetzungen vorliegen. Lehnt das VormG die 
Änderung ab (z. B. weil es meint, die Änderung der wirtschaftlichen Verhältnisse sei nicht 
wesentlich), dann ist das ein neuerlicher Beschluß nach § 56g I FGG, der wiederum der 
sofortigen Beschwerde unterliegt, vorausgesetzt, der Beschwerdewert übersteigt 300 DM. 
Bei der Errechnung dieses Wertes ist nicht klar, wieviel Monatsratendifferenzen zugrunde 
zu legen sind. 

c) Unterhalt 

Verlangt die Staatskasse von einem Unterhaltspflichtigen des Betreuten Ersatz der 
verauslagen Betreuervergütung (§§ 1836d, 1836e BGB), ist zweifelhaft, wie das 
durchzufahren ist. Vorgeschlagen wird 22), daß durch Beschluß des VormG die 
Zahlungspflicht des Betreuten festgesetzt wird (§ 56g I S. 2 FGG); aufgrund dieses Titels 
soll dann der Unterhaltsanspruch gepfändet und an die Staatskasse überwiesen werden (§ 6 
Nr. 1 JbeitrO i. V. mit § 828 ZPO); es folgt die Unterhaltsklage der Staatskasse gegen den 
nicht freiwillig Zahlenden. Zweckmäßiger erscheint nur, wenn die Staatskasse ihren 
Anspruch an den Betreuten rückabtritt und diesen, vertreten durch einen Ergänzungsbetreuer 
(Rechtsanwalt) mit dem Aufgabenkreis "Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen", 
klagen läßt; dieser ist sachnäher, besser informiert; auch spart die Staatskasse dadurch 
Personal. 

10. Vergütungsanweisung oder -festsetzung 

Richtet sich der Anspruch des Betreuers gegen die Staatskasse und hat weder der Betreuer 
noch der Betreute die förmliche Festsetzung beantragt, gelten die Vorschriften über das 
Verfahren bei der Entschädigung von Zeugen sinngemäß (§ 56g I S. 4 FGG), das heißt, es 
ergeht kein Beschluß mehr, der Urkundsbeamte (Kostenbeamte) des VormG weist den 
Geldbetrag lediglich zur Auszahlung an. Da der Urkundsbeamte nur zuständig ist, wenn der 
Rechtspfleger keinen Anlaß sieht, die Vergütung von Amts wegen festzusetzen (§ 56g I S. 1 



FGG), ist gleichwohl jeder Vergütungsantrag zunächst dem Rechtspfleger vorzulegen. Gibt 
er den Vergütungsantrag des Betreuers an den Urkundsbeamten weiter, was nur sinnvoll ist, 
wenn vermutlich keine Abstriche zu machen sind, hat dieser den Anspruch im 
Verwaltungsverfahren zu prüfen, festzustellen und zur Auszahlung anzuweisen. Weist der 
Urkundsbeamte weniger als begehrt zur Zahlung an, ist hiergegen nicht das Verfahren nach 
§ 16 ZSEG eröffnet (wie z. B. dann, wenn ein Sachverständiger mit der Feststellung durch 
den Kostenbeamten nicht einverstanden ist), sondern der Betreuer ist darauf angewiesen, 
nun eine förmliche Festsetzung durch den Rechtspfleger nach § 56g I S. 1 FGG zu 
beantragen. 

11. Rechtsmittel gegen die Vergütungsfestsetzung 

a) Zustellung 

Die Vergütungsfestsetzung ist mit sofortiger Beschwerde anfechtbar (§ 56g V FGG). Folge 
ist, daß der Beschluß nicht nur dem Betreuer, sondern auch der Staatskasse zuzustellen ist (§ 
16 II FGG), damit die Beschwerdefrist (zwei Wochen, § 22 FGG) zu laufen beginnt. Spätere 
Anfechtungen der Staatskasse (und damit Rückzahlungen von Vergütungen durch den 
Betreuer noch nach Jahren) scheiden aus; der Betreuer ist andererseits gehindert, übersehene 
Vergütungsstunden nach Fristablauf noch nachfestsetzen zu lassen. Die Rechtskraft erstreckt 
sich nur auf den Streitgegenstand; dieser besteht in der für die abgerechnete Zeit 
geschuldeten Vergütung nebst Aufwendungsersatz. 

b) Rechtsmittelbelehrung 

Für die Vergütungsfestsetzungsbeschlüsse (§ 56g FGG) ist eine Rechtsmittelbelehrung (wie 
bei § 69 I Nr. 6 FGG) nicht vorgeschrieben. Soweit aber die Vergütung (als 
Pauschalvergütung) bei der Bestellung festgesetzt wird, ist es angebracht, in der 
Rechtsmittelbelehrung klar zum Ausdruck zu bringen, daß sich die unbefristete Beschwerde 
nur auf die Bestellung des Betreuers, nicht auf die Vergütungspauschale bezieht. 

c) Abhilfe 

Bei einem Beschwerdewert ab 300,01 DM (nicht: 301 DM) ist sofortige Beschwerde gegen 
den Beschluß des Rechtspflegers (oder Richters) zum Landgericht statthaft; der 
Vormundschaftsrichter kann nicht mehr abhelfen. Ob der Rechtspfleger vor Vorlage der 
sofortigen Beschwerde an das Landgericht abhelfen kann oder sogar einen 
Nichtabhilfebeschluß erlassen muß, ist zweifelhaft. § 18 II FGG und der aus § 11 II RPflG 
n. F. zu ziehende Umkehrschluß ergeben, daß der Rechtspfleger nicht abhelfen darf. Eine 
vernünftige Rechtsanwendung verlangt freilich, daß der Rechtspfleger die Abhilfe prüft, 
weil andernfalls offenkundige Versehen (außer entsprechend § 319 ZPO) nicht geheilt 
werden können, das Beschwerdegericht daher mit überflüssigen Beschwerden 
überschwemmt wird, auch können dadurch Rechtsmittelkosten erspart werden. 
Dementsprechend hat das OLG München 21) für das Kostenfestsetzungsverfahren die 
Auffassung vertreten, daß auch nach der Neufassung des § 11 RPflG der Rechtspfleger die 
sofortige Beschwerde nur nach einer Nichtabhilfeentscheidung vorlegen könne. 

d) Zulassung der Beschwerde 

Bei einem Beschwerdewert bis 300 DM kann nur befristete Erinnerung eingelegt werden (§ 
56g V FGG; § 11 II RPflG n. F); der Rechtspfleger kann abhelfen; der 



Vormundschaftsrichter entscheidet endgültig. Hat dagegen das Gericht die Beschwerde 
zugelassen, ist sogleich sofortige Beschwerde zum Landgericht statthaft. 

Zweifelhaft ist, ob die Zulassung durch den Richter oder durch den Rechtspfleger erfolgen 
muß. Für die Zuständigkeit des Rechtspflegers spricht, daß seine Entscheidung angegriffen 
wird, auch ist nach dem neuen Vergütungsrecht der Richter mit Vergütungsfragen kaum 
mehr befaßt. Verfassungsrechtliche Gründe sprechen indes dafür, daß nur der Richter den 
Beschwerdeweg versperren kann. Auch könnte sich der Rechtspfleger andernfalls 
aussuchen, ob er über die Beschwerde den Vormundschaftsrichter oder die 
Beschwerdekammer entscheiden läßt, was mit dem Grundsatz des gesetzlichen Richters 
kaum vereinbar ist. 

Die Beschwerde (und die weitere Beschwerde) ist zuzulassen, wenn es um die Einheit und 
Fortentwicklung der Rechtsprechung geht (vgl. die ähnliche Regelung in § 546 ZPO). Die 
Entscheidung hat von Amts wegen zu ergehen. Fehlt die Zulassung im Tenor oder in den 
Gründen, liegt Nichtzulassung vor. Die Nichtzulassung der Beschwerde ist unanfechtbar. 
Hat der Vormundschaftsrichter (bzw. die Beschwerdekammer) die Zulassung übersehen, ist 
eine Nachholung der Zulassung nicht möglich, weil § 321 ZPO wegen der eingetretenen 
Rechtskraft und aus Gründen der Rechtssicherheit nicht anwendbar ist 24). Die Zulassung 
kann auf einen abtrennbaren Teil des Gesamtstreitstoffs beschränkt werden. Wenn die 
Beschwerde zugelassen wurde, obwohl die Frage keineswegs grundsätzliche Bedeutung hat, 
ist das Beschwerdegericht gleichwohl an die Zulassung gebunden. 

12. Entlassung des Betreuers 

a) Informationspflicht 

Der Berufsbetreuer hat das VormG zu informieren, wenn er durch einen (billigeren) 
ehrenamtlichen Betreuer ausgewechselt werden könnte (§ 1897 VI S. 2 BGB, der 
Berufsbetreuer soll dann entlassen werden, § 1908b I S. 2 BGB). Welche Sanktionen 
bestehen, wenn der Betreuer gegen diese Informationspflicht verstößt? Diskutiert wird, daß 
der Berufsbetreuer dann keine Vergütung mehr erhalte - zu Unrecht 25). Pflichtwidrigkeiten 
des Betreuers haben nach § 1837 II BGB zur Folge, daß das VormG Gebote und Verbote 
erläßt, was hier sinnlos wäre. In Frage kommt aber, daß der Betreuer dem Betreuten den 
Schaden zu ersetzen hat (§ 1833 BGB): Da aber der Mittellose die Kosten der Betreuung im 
Regelfall nicht bezahlen muß, hat er keinen Schaden. Den Schaden eines Dritten 
(Staatskasse) regelt § 1833 BGB nicht. Im übrigen sind eventuelle Schadensersatzansprüche 
bei der Vergütungsfestsetzung nicht als Bemessungsfaktor zu berücksichtigen, weil § 1836 
II BGB keine Ermessensvergütung, sondern eine Vergütungspflicht statuiert; 
Schadensersatzansprüche bleiben einem Regreßprozeß vorbehalten. 

b) Beschwerderecht des Bezirksrevisors 

Der Bezirksrevisor kann gegen einen Beschluß des VormG, der die Entlassung eines 
Berufsbetreuers (und den Ersatz durch einen ehrenamtlichen Betreuer) ablehnt, Beschwerde 
einlegen, § 69g I S. 2 FGG. Fraglich ist, was der Bezirksrevisor mit seiner Beschwerde 
vorzutragen hat. Im FGG-Verfahren muß eine Beschwerde nicht begründet werden, wie aus 
§ 21 FGG folgt 26) . Daraus darf aber nicht der Schluß gezogen werden, der Bezirksrevisor 
könne sich mit der schlichten Behauptung begnügen, es gäbe ehrenamtliche Betreuer in 
Fülle. Denn § 69g I FGG verlangt, daß der Bezirksrevisor das Vorhandensein geeigneter 
Personen geltend macht; gemeint sind konkret geeignete Personen. Deshalb ist es eine 



Zulässigkeitsvoraussetzung für die Beschwerde, daß der Bezirksrevisor Namen geeigneter 
Betreuer nennt 27 ). 

13. Mitteilungspflicht, § 1908k BGB 

a) Anwendungsbereich 

Die Vorschrift gilt nur für berufsmäßige Einzelbetreuer und für Vereine. Für ehrenamtliche 
Betreuer vermögender Personen gilt sie nach ihrem Sinn nicht. Betreuungsvereine müssen 
die Zahlen getrennt nach Vereinsbetreuern aufgliedern. 

b) Übergangsrecht 

Zweifelhaft ist, ob die Mitteilungen erstmals bis zum 31. 3. 1999 für 1998 28) oder erst bis 
30. 3. 2000 für 1999 zu erfolgen haben. Da die Mitteilungen eine Buchhaltung voraussetzen, 
die 1998 in dieser Form nicht erforderlich war, z. B. eine Zeitaufschreibung pro 
Kalendeljahr (nicht: pro Betreuungsjahr), ferner Zeltnotizen auch bei vermögenden 
Betreuten (obwohl hier in manchen Gerichtsbezirken nach Prozenten des Vermögens 
abgerechnet werden kann, die Zeit rückwirkend allenfalls zu schätzen ist), kann die 
Regelung nicht rückwirkend, sondern erstmals für das Jahr 1999 zum 31. 3. 2000 gelten. 

c) Zeitaufwand 

Der Zeitaufwand für die Erstellung der Listen ist nicht vergütungsfähig, kann insbesondere 
nicht auf die einzelnen Betreuungen umgelegt werden. Die Behörde hat keine Pflicht, die 
Mitteilungen zu überprüfen; sie legt sie ab. 

d) Erzwingbarkeit 

Kann die Einhaltung der Meldepflicht erzwungen werden? Ob die Behörde aus öffentlichem 
Recht eine solche Möglichkeit hat, soll offenbleiben. Für das VormG kommt eine 
Erzwingung nach § 1837 II BGB in Frage 29). Danach hat das VormG gegen 
Pflichtwidrigkeiten einzuschreiten, kann auch ein Zwangsgeld androhen und schließlich 
verhängen (§§ 1837 III BGB, 33 III FGG), zugeordnet werden kann dies einer 
Betreuungssache, in der z.- B. eine vorgelegte Vergütungsabrechnung bezüglich ihrer 
Stundenzahl oder die Eignung eines Betreuers wegen seiner anderweitigen Auslastung 
nachgeprüft werden soll. 

e) Datenschutz 

Bedenken gegen § 1908k BGB bestehen, weil hier dem Datenschutz nicht genügend 
Rechnung getragen wird; auch gibt es zahlreiche Berufsgruppen, bei denen vereinzelt 
Abrechnungsbetrug vorkommt, ohne daß hier vergleichbare Regelungen bestehen. 

1) Keine Kürzung um 10 % in den ehemaligen DDR-Ländern, vgl. Art. 4 BtÄndG; ebenso 
Palandt/Diederichsen, BGB, 58. Aufl. 1999, § 1835 Rz. 1; a. A. Knittel, Betreuungsrecht (Textsammlung), 
1998, S. 17: nur 480 DM. 

2) Dazu Zimmermann, FamRZ 1998, 521. 

3) BT-Drucks. 13/7158, S. 77 (Entwurf einer Übergangsregelung). 

4) BayObLG, FamRZ 1996, 372. 



5) Vgl. KG, AnwBl 1982,71. 

6) BayObLG, FamRZ 1998,187. 

7) BayObLG, FamRZ 1997, 1305; 1996, 371; anders OLG Hamm, FamRZ 1996, 1107, aufgehoben durch 
BVerfG, FamRZ 1999, 568 BtPrax 1999, 70. 

8) BT-Drucks. 13/7158, S. 28. 

9) Ebenso Dodegge, NJW 1998, 3073, 3075; Gregersen1Deinert, Finanzierungsleitfaden für Betreuer, 
Vormünder und Pfleger, 1999, S. 106. 

10) Dafür anscheinend Wagenitz/Engers, FamRZ 1998, 1273, 1278. 

11) Keidel/Kuntze/Winkler/Zimmermann, FG, Teil A, 13. Aufl. 1992, § 18 FGG Rz. 2 und 32, m. w. N; 
Palandt/Diederichsen [Fn. 1], § 1836b Rz. 3. 

12) Wagenitz/Engers, FamRZ 1998, 1273, 1276 halten eine nachträgliche Genehmigung für möglich. 

13) So Wagenitz/Engers, FamRZ 1998, 1273, 1276. 

14) AmtsG Northeim, BtPrax 1994, 179; a. A. OLG Schleswig, BtPrax 1997, 240 (keine Entlassung). 

15) Kürzung um 10 % in den ehemaligen DDR-Ländern, Art. 4 BtÄndG. Die Vergütung bei Betreuung 
vermögender Personen dagegen wird nicht gekürzt. 

16) So Wagenitz/Engers, FamRZ 1998,1273, 1275. 

17) A. A. Bienwald, BtPrax 1998, 21 1: Sie falle bei der Bestellung zum Betreuer. 

18) Vgl. BayObLG, FamRZ 1996, 250. 

19) BT-Drucks. 13/7158, S. 27 r. Sp. unten. 

20) Vgl. Keidel/Kuntze [Fn. 11], § 27 Rz. 34. 

21) BT-Drucks. 13/7158, S. 77. 

22) Wagenitz/Engers, FamRZ 1998, 1273, 1279. 

23) OLG München, Rpfleger 1999, 16; OLG Stuttgart, Rpfleger 1998, 509, a. A. Schneider, Rpfleger 1998, 
499. 

24) BGH, NJW 1981, 2755, großzügiger BAG, NJW 1996, 674, 

25) Vgl. OLG Brandenburg, FamRZ 1996, 230: geringere Vergütung bei erkennbarer Überflüssigkeit der 
Pflegschaft. 

26) Keidel/Kuntze [Fn. 1l], § 21 Rz. 6. 

27) Ähnlich BT-Drucks. 13/7158, S. 57: "Es bedarf eines konkreten Vorschlags . . . " 

28) Dafür Knittel [Fn. 1], S. 25. 

29) A. A. Wagenitz/Engers, FamRZ 1998, 1273, 1276: Nichteinhaltung sei nicht sanktionsbewehrt. 

Quelle: FamRZ 10/99 


